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Betreutes Wählen

„Streng genommen gibt es die politischen Parteien gar nicht mehr, es gibt nur noch Fiktionen glei-
chen Namens, die zur Zeit mit neuen Inhalten aufgefüllt werden“. Bereits 1994 äußerte sich der
Soziologe Ulrich Beck in dieser Weise in einem Interview, und es scheint auch heute noch eine
treffende Beschreibung, wenn man PolitikerInnen beim Schaulaufen der Eitelkeiten zur anstehen-
den Bundestagswahl beobachtet. Diesem Anlass gemäß hat es sich auch die Redaktion des newsletters
nicht nehmen lassen, den Leserinnen und Lesern die notwendige Assistenz – sprich Wahlhilfe – zu
geben. Volker van der Locht stellte einige Aussagen zusammen, mit denen die Parteien um die Stim-
men behinderter Menschen werben. (S. 5 f.)
Wer gewählt wird, kann im voraus nicht gesagt werden. Sicher ist jedoch schon eine „Abwahl“. Der
Behindertenbeauftragte der Bundesregierung tritt ab. Christian Winter zieht eine kritische Bilanz
(S. 7).
In einer Zeit der Politik ohne Alternative (Gerhard Schröder) muss es auch Bereiche geben, die nicht
zur Wahl stehen. Dies trifft wohl künftig Pflegekräfte, wenn es um den Vollzug der Sterbehilfe bei
nichteinwilligungsfähigen Patienten geht. Christian Winter erläutert, wie ein neues Urteil des Bun-
desgerichtshofes Pflegepersonen dazu verurteilt, auch gegen eigene Überzeugungen Tötungsan-
ordnungen von Ärzten oder Betreuern zu vollziehen (S. 8)
Keine Wahl gab es auch während des Dritten Reiches. Denn die Alternativen „Ob Kinder oder kei-
ne“ gab es für so genannte Erbkranke nicht, wie Volker van der Locht in dem historischen Artikel 70
Jahre Erbgesundheitsgericht aufzeigt (S. 4 f.)

für die Redaktion
Volker van der Locht

Modellprojekte
zum persönlichen Budget
In den vergangenen Ausgaben des newsletters
Behindertenpolitik hatte ich darüber berichtet, dass
derzeit zwei Projekte laufen, um Arten des persön-
lichen Budgets zu testen. Dabei bekommt die be-
hinderte Person das Geld, was bisher direkt an den
Leistungserbringer (z. B. einen Assistenzdienst bzw.
einen Pflegedienst) direkt überwiesen wurde, sel-
ber in die Hand, um sich die notwendige Hilfe bzw.
Assistenz selbst „einkaufen“ zu können. Propagiert
wird die neue Leistungsform unter den Schlagwör-
tern „Selbstbestimmung“ und „passgenauere Hil-
fen“; langfristig wird es aber darum gehen, Kosten
zu drücken und Geld einzusparen.
Während das Modellprojekt zum Pflegebudget, bei
dem in sieben Landkreisen bzw. Städten eine Geld-
leistung in Höhe der Pflegesachleistung ausgezahlt
wird, meines Wissens gut angelaufen ist, gibt es in

den zwölf Modellregionen zum „trägerübergreifen-
den persönlichen Budget“ kaum AntragstellerInnen.
Während in der Konzeption der wissenschaftlichen
Begleitforschung von mindestens 50 Teilnehmenden
je Region ausgegangen wurde, gibt es bis jetzt ins-
gesamt knapp 50 BudgetnehmerInnen. Die Gründe
hierfür sind vielfältig und je nach Region verschie-
den: organisatorische Schwierigkeiten, unterschied-
liche Konzepte, aber auch Vorbehalte potenzieller
AntragsstellerInnen.
Neu ist ein Modellprojekt zum sog. „Integrierten
Budget“ im Kreis Neuwied und der Stadt Mainz,
bei dem das trägerübergreifende persönliche Bud-
get mit dem Pflegebudget zusammengeführt wird.
(Fast) Alles zum Thema persönliches Budget ist im
Internet zu finden auf der Homepage des Kompetenz-
zentrums des Deutschen Paritätischen Wohlfahrts-
verbands zu diesem Thema: www.budget.paritaet.org
[ms]
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Leitfaden für Assistenten und Assistentin-
nen und solche, die es werden wollen
Im Gegensatz zu der Situation in skandinavischen
Ländern ist der Begriff der persönlichen Assistenz
in Bezug auf Menschen mit einer Behinderung lei-
der noch nicht geläufig. Um das Berufsbild des/der
persönlichen AssistentIn bekannter zu machen, hat
Pauline Schneiberg vom Verbund behinderter Arbeit-
geberInnen in München eine 50seitige Broschüre
erstellt.
Ausgehend von Begriffsklärungen bzw. der Beschrei-
bung des ArbeitgeberInnenmodells, bei dem die be-
hinderte Person die benötigten Assistenzkräfte bei
sich selbst anstellt, wird beschrieben, welche Vor-
aussetzungen einE persönlicheR AssistentIn erfül-
len sollte und wie das Tätigkeitsfeld aussieht. Ein
Kapitel ist dem Aspekt der Kommunikation gewid-
met, der im Alltag eines Lebens mit Assistenz eine
noch zentralere Rolle spielt als bei Personen, die
keine Hilfe bei den Verrichtungen des täglichen Le-
bens benötigen. Es wird auch darauf eingegangen,
wie der bzw. die AssistenznutzerIn für ein gutes Ar-
beitsklima sorgen kann und auf mögliche Über-
forderungssituationen hingewiesen. Ein Ausblick
auf die Zukunft des Berufsbildes, ein kleines Glos-
sar und eine Literaturliste runden den Leitfaden ab.
Das Heft ist zu bestellen beim Verbund behinderter
ArbeitgeberInnen – Selbstbestimmt Leben e. V.,
Westendstr. 93, 80339 München, Tel. 089/
54034680, Fax: 089/54034685, E-Mail: assistenz-
boerse@vba-muenchen.de                                [ms]

Handbuch Arbeitsassistenz erschienen
Mit Verabschiedung des Sozialgesetzbuchs IX am
1.7.2002 wurde der Anspruch auf Arbeitsassistenz ge-
setzlich festgeschrieben. Um (potenzielle) Assistenz-
nutzerInnen bei der Inanspruchnahme dieser Regelung
zu unterstützen, hat die Bundesarbeitsgemeinschaft für
Unterstützte Beschäftigung (BAG UB) kürzlich ein
umfangreiches Handbuch zur Arbeitsassistenz fertig
gestellt. Auf knapp 100 Seiten liefert der praxisnahe
Ratgeber detaillierte Informationen und hilfreiche Tipps
zu Fragen rund um das Thema Arbeitsassistenz und
persönliche Assistenz. Es geht in den einzelnen Kapi-
teln unter anderem um die Rechtsgrundlagen, um die
Antragstellung, aber auch um die Organisation und die
Nutzung von Assistenz im Arbeitsalltag.
Der Ratgeber ist zum Selbstkostenpreis zu bestellen
bei der BAG UB, Schulterblatt 36, 20357 Hamburg,
Tel. 040 / 432 53 123, Fax: 040 / 432 53 125, E-Mail:
info@arbeitsassistenz.de, oder auf der Internet-Seite
www.arbeitsassistenz.de/handbuch.htm als PDF-Do-
kument oder als Textdatei im RTF-Format herunter
zu laden.                                                           [ms]

Anwalts-Netzwerk gegründet
Behinderte Menschen haben oft Probleme, ihre
Rechte bzw. die Finanzierung von Assistenz gegen-
über den verschiedenen Ämtern durchzusetzen.
Nicht selten kommt es zu langwierigen Gerichtsver-
fahren, für die sie einen Rechtsanwalt/eine Rechts-
anwältin benötigen. Da sich mit Sozialrecht wenig
verdienen lässt, ist es schwierig, eine Person zu fin-
den, die sich in diesem Bereich gut auskennt.
Auf diesem Hintergrund wurde am 20. August die-
sen Jahres auf Initiative des Forums selbstbestimmter
Assistenz behinderter Menschen (ForseA e.V.) in
Würzburg ein Netzwerk von Anwältinnen und An-
wälten gegründet, welche die Interessen von behin-
derten und auf Assistenz angewiesenen Menschen
vertreten. Der Einladung waren eine Rechtsanwäl-
tin und sieben Rechtsanwälte gefolgt, zehn weitere
AnwältInnen konnten ausschließlich aus Zeit-
gründen nicht nach Würzburg kommen.
Die Teilnehmenden vereinbarten die Einrichtung
einer Mailing-Liste und jahrliche Treffen.
Nähere Informationen bei Elke Bartz vom Forum
selbstbestimmter Assistenz behinderter Menschen
(ForseA) e.V., Hollenbach, Nelkenweg 5, 74673
Mulfingen, Tel. 07938/515, Fax: 01805 060 347 985
45, E-Mail: info@forsea.de.                             [ms]

(Quelle: kobinet-Nachrichten vom 21.08.2005 )

Informationsveranstaltungen hör-
behindertengerecht gestalten
Beim Stichwort Barrierefreiheit von Veranstaltun-
gen wird meistens nur daran gedacht, dass die Räum-
lichkeiten stufenlos erreichbar sind. Auch wenn
RollstuhlfahrerInnen die auffälligste Gruppe behin-
derter Menschen ist, sollte auch an die über 13 Mil-
lionen hörbehinderten Menschen gedacht werden,
die schätzungsweise in Deutschland leben. Da die
meisten OrganisatorInnen von Veranstaltungen mit
dieser Behinderungsart nicht vertraut sind, hat das
Forum Barrierefreies Bremen mit Unterstützung ver-
schiedener sachkundiger Verbände eine Planungs-
hilfe entwickelt.
Auf 8 Seiten werden Tipps gegeben, was bei der
Organisation von Veranstaltungen für 20-100 Per-
sonen beachtet werden sollte, damit hörbehinderte
Menschen teilnehmen können: Nach einer Checkli-
ste der Hilfsmittel bzw. Maßnahmen, die in diesem
Zusammenhang notwendig, wichtig bzw. hilfreich
sind, werden zunächst grundsätzliche Hinweise ge-
geben (z. B. sollte nach den individuellen Bedürf-
nissen gefragt werden, da die Hörbehinderten eine
ziemlich heterogene Gruppe sind), und daran an-
schließend genauer über die personellen und tech-



newsletter Behindertenpolitik Nr. 21 − September 2005

−3−

Mehr Kurzmeldungen im Internet:
www.martinseidler.de/newsletter.htm

nischen Hilfsmitteln bzw. Maßnahmen informiert,
mit denen eine Hörbehinderung kompensiert wer-
den kann. Abschließend werden Hinweise zu Öffent-
lichkeitsarbeit und den Kosten bzw. der Finanzie-
rung von Veranstaltungen gegeben, die hör-
behindertengerecht gestaltet werden.
Die Planungshilfe ist zu beziehen über Selbst-
bestimmt Leben e.V., Ostertorsteinweg 98, 28203
Bremen, Tel. 0421/70 44 09, Fax: 0421/70 44 01,
E-Mail: zslbremen@aol.com                            [ms]

Dachorganisation der Behinderten-
verbände hat neuen Namen
Der 1967 gegründete Zusammenschluss von mitt-
lerweile 91 bundesweit tätigen Selbsthilfeorganisa-
tionen, 14 Landesarbeitsgemeinschaften und drei
Fachverbänden hat sich bei seiner Mitgliederver-
sammlung Ende April umbenannt: So heißt die
„Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte
(BAGH) e. V. „ jetzt „Bundesarbeitsgemeinschaft
SELBSTHILFE von Menschen mit Behinderung und
chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.
V.“. Nach Angaben des Verbandes soll mit der Na-
mensänderung der Wechsel des Selbstverständnis-
ses nachvollzogen werden, nach dem nicht mehr die
Hilfe, sondern die Selbsthilfe im Mittelpunkt der
Arbeit steht.
Die BAG SELBSTHILFE e. V., die über ihre
Mitgliedsverbände nach eigenen Angaben über eine
Million Menschen vertritt, wirkt im Gemeinsamen
Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen mit
und bildet die zweite Säule des Deutschen Behin-
dertenrats.                                                         [ms]

(Quelle: Presseerklärung der BAG SELBSTHILFE
e. V. vom 3.5.2005)

Im Krankheitsfall kann eine zweite Ausbil-
dung durch das BAFöG gefördert werden
Das Landgericht Göttingen hat entschieden, dass im
Fall eines durch Krankheit bedingten Studienabruch
eine zweite Ausbildung durch das BAFöG gefördert
werden kann. Die Klägerin hat aufgrund den Folgen
einer Schilddrüsenerkrankung ihr Biologiestudium
im fünften Semester abgebrochen, da sie sich auf-
grund der Konzentrationsstörungen und Stimmungs-
schwankungen den Anforderungen des Studiums
nicht mehr gewachsen fühlte. Deshalb wollte sie eine
Ausbildung zur biologisch-technischen Assistentin
beginnen. Der beklagte Landkreis lehnte den An-
trag auf  Bundesausbildungsförderung mit der Be-
gründung ab, dass bereits das Studium durch das
BAFöG finanziert wurde, das nach der Ansicht des
Beklagten „grundlos“ abgebrochen wurde. Zudem,

so das Landgericht, würde nur eine Ausbildung fi-
nanziert. Das Verwaltungsgericht Göttingen argu-
mentierte demgegenüber, dass die Klägerin aufgrund
ihres gesundheitlichen Zustandes keine andere Mög-
lichkeit hatte, da an die Weiterführung des Studi-
ums nicht zu denken war. Aus diesem Grund bestä-
tigte das Gericht den Anspruch  auf eine weitere
Ausbildungsförderung.                                    [cw]

(Quelle: Verwaltungsgericht Göttingen Az. 2 A 2/05)

Kein Anspruch der Krankenkassen auf
Weitergabe der Pflegedokumentation
In der Praxis ist es durchaus üblich, dass Kranken-
bzw. Pflegekassen die Pflegedokumentationen der
Versicherten anfordern. Diese Vorgehensweise wird
von verschiedenen Pflegeorganisationen kritisiert.
Zu recht, wie der Bundesdatenschutzbeauftragte
Peter Schaar in seinen 20. Tätigkeitsbericht aufzeigt:
In § 105 des Sozialgesetzbuchs XI, in dem die not-
wendigen Abrechnungsunterlagen abschließend ge-
regelt sind, findet die Pflegedokumentation keine
Erwähnung. Anspruch auf die Pflegedokumentation
hat nur der Medizinische Dienst der Krankenkas-
sen oder die im Rahmen des §112 ff. SGB XI ange-
forderten Sachverständigen. Eine Weitergabe an die
Kranken- bzw. Pflegekasse ist sogar bei Einverständ-
nis durch die pflegebedürftige Person verboten bzw.
nur sehr eingeschränkt zulässig.                 [cw/ms]

(Quelle: Pressemitteilung vom 22.04.05 des Arbeit-
geberverbandes im Gesundheitswesen e. V.,
CAREkonkret, 29.04.2005)
  
Bundessozialgericht wertet Unfall auf dem Weg
zur Pflege als Arbeitsunfall

Die Klägerin hatte auf dem Weg zu dem von ihr ge-
pflegten Vater einen Unfall erlitten. Nach Ansicht
der Vorinstanzen war die Betroffene nicht versichert,
weil der Umfang der Pflege weniger als 14 Stunden
umfasst. Das Bundessozialgericht widersprach die-
ser Auffassung und stellte fest, dass sich die 14-Stun-
den-Grenze nach § 2 Abs. 1 Nr. 17 SGB VII nur auf
die Rentenversicherung, nicht aber auf die Unfall-
versicherung bezieht. Des Weiteren stellen die Rich-
ter fest, dass nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII auch
das Zurücklegen des mit der versicherten Tätigkeit
zusammenhängenden unmittelbaren Weges nach und
von dem Ort der Tätigkeit unter Versicherungsschutz
steht.                                                           [cw/ms]

(Quelle: Urteil des Bundessozialgerichts vom
7.9.2004, Az. B 2 U 46/03 R)
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Vor 70 Jahren

Vom „Wert der Ehe für völkische Belange“

Zur Verabschiedung des „Gesetzes zum
Schutz der Erbgesundheit des deutschen
Volkes“ am 18. Oktober 1935

Mit der Machtergreifung des Nationalsozialis-
mus 1933 war die Ehe nicht mehr nur eine priva-
te Angelegenheit des Brautpaares. Durch die
ideologische Ausrichtung des Regimes auf „Ras-
sereinheit“ und „Erbgesundheit“ wurde dem
Bund fürs Leben eine höchste staatspolitische
Bedeutung zugeschrieben.

Schon vor der Einführung der Zwangssterili-
sation im Rahmen des „Gesetzes zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses“ im Januar 1934 (sie-
he newsletter Behindertenpolitik Nr. 12 [Juni
2003], S. 4) konnten Ehen so genannter Erbkran-
ker verhindert werden. Grundlage hierfür war das
Personenstandsgesetz. Danach waren Standesbe-
amte zur Bestellung eines Aufgebotes verpflich-
tet, es sei denn, der geplanten Eheschließung
stand ein Ehehindernis entgegen. Häufig sahen
die Beamten aber dann ein Hindernis, wenn eine/
r der beiden Verlobten „jüdisch“ oder „erbkrank“
war. Obwohl es zu diesem Zeitpunkt kein gesetz-
lich festgelegtes Eheverbot gab, billigten die Ge-
richte zumeist die Entscheidungen der Standes-
beamten, das Aufgebot nicht zu bestellen.

Auch die Einführung der Ehestandsdarlehen ver-
schaffte dem NS-Regime ein Instrument, Ehen
mit einem erbkranken Partner zu verhindern. In
einer Durchführungsverordnung des Reichsfi-
nanzministeriums über die Gewährung von Ehe-
standsdarlehen vom Juni 1933 sollte die Auszah-
lung des Darlehens daran geknüpft sein, dass
keiner der Ehegatten an erblichen, geistigen und
körperlichen Gebrechen leidet. In diesen Fällen
lag die Ehe „nicht im Interesse der Volksgemein-
schaft“. Denn die Paare konnten das Darlehen
„abkindern“. Das heißt, je geborenes Kind wur-
de auf die Rückzahlung eines Viertels der Dar-
lehenssumme verzichtet. Somit ging es also
schon seit dem Jahr der Machtergreifung um eine
gezielte eugenisch motivierte Geburtenpolitik,
die die so unter anderem „Erbkranke“ von so-
zialen Leistungen ausschloss.

Trotz dieser rechtlichen Zugriffsmöglichkeiten
war das Fehlen eines gesetzlichen Eheverbots für
den NS-Staat unbefriedigend. Das wurde erst
1935 geändert. Ausgangspunkt war der Nürnber-
ger Parteitag vom 10. bis 16. September 1935.
Dort wurden auf Initiative Hitlers die so genann-
ten Nürnberger Gesetze verabschiedet, die eine
wesentliche Stütze rassischer Strukturierung der
NS-Gesellschaft bildete. Eines der dort verkün-
deten Gesetzeswerke war das so genannte Blut-
schutzgesetz (offizieller Name: „Gesetz zum
Schutz des deutschen Blutes und der deutschen
Ehre“). Es führte sowohl das Eheverbot als auch
das Verbot des außerehelichen Geschlechtsver-
kehrs zwischen „jüdischen“ und „arischen“ Men-
schen ein.

Die antisemitische Stoßrichtung dieser Regelung
fand ihre Ergänzung durch eine vergleichbare eu-
genische Gesetzgebung. Gut einen Monat nach
dem Parteitag wurde am 18. Oktober 1935 das
„Gesetz zum Schutz der Erbgesundheit des deut-
schen Volkes“, das so genannte „Ehegesundheits-
gesetz“ verfügt. Dieses Gesetz begründete Ehe-
verbote zwischen so genannten „Erbkranken“
und „Erbgesunden“.

Nach § 1 des Gesetzes durfte eine Ehe nicht ge-
schlossen werden, wenn:

a) einer der Verlobten an einer mit Anstek-
kungsgefahr verbundenen Krankheit litt, die
eine erhebliche Gesundheitsschädigung des
Partners oder der Nachkommen befürchten
ließ,

b) einer der Verlobten entmündigt war oder un-
ter vorläufiger Vormundschaft stand,

c)  einer der Verlobten ohne entmündigt zu sein,
an einer „geistigen Störung litt, die die Ehe
für die Volksgemeinschaft“ unerwünscht er-
scheinen ließ,

d) einer der Verlobten an einer Erbkrankheit
im Sinne des Sterilisationsgesetzes litt.

Zum Punkt d) bemerkten die Gesetzeskom-
mentatoren, der Sinn der Ehe liege in der Zeu-
gung von Nachkommenschaft. Eine erbgesunde
zeugungs- oder gebärfähig Person dürfe nicht an
eine erbkranken Person gebunden werden.
Das Ehegesundheitsgesetz führte auch die Aus-
stellung von so genannten Ehetauglichkeits-
zeugnissen vor der Heirat ein, um der Verbin-
dung den staatlichen Segen zu geben. In der Pra-
xis hatten diese Zeugnisse aber nur geringe Be-
deutung, da die dafür zuständigen Beratungsstel-



newsletter Behindertenpolitik Nr. 21 − September 2005

−5−

len für Erb- und Rassefragen bei den Gesundheits-
ämtern nicht das Personal hatten, um alle
HeiratskandidatInnen zu prüfen. Daher wurde die
Prüfung auf die Fälle beschränkt, wo die Behör-
den eine Erbkrankheit vermuteten.

Am 31. August 1939, dem Vorabend des Zweiten
Weltkriegs, wurde die „Verordnung zur Durchfüh-
rung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses und des Ehegesundheitsgesetzes“
verkündet. Sie bestimmte unter anderem, dass die
Gesundheitsämter Eheaufgebote versagen sollten,
wenn nach Mitteilung eines Standesamtes „ein
Ehehindernis bei einem Verlobten bekannt“ war.
Hier schließt sich der Kreis zu den Bestimmun-
gen zur Zeit der Machtergreifung 1933. Die Re-

gelungen mochten gemäß der aktuellen politi-
schen Lage variieren, Ziel war immer,
Ausschluss „minderwertigen“ und Förderung
„werten“ Nachwuchses. Ist dies nur Geschich-
te? Lässt mensch die rassischen und eugenischen
Momente weg, wirken die Argumente wohl ver-
traut: „Die Deutschen sterben aus“, „Immer
weniger Junge müssen die Renten für mehr Alte
bezahlen“ usw. Heute geht es oft um die Geburt
von künftigen ArbeitnehmerInnen in ihrer Funk-
tion als BeitragszahlerInnen der Versicherungen.
Ob sie aber diesen „werten“ Status je erreichen,
ist angesichts der Arbeitsplatzverluste mehr als
zweifelhaft.                                     .                       n

Volker van der Locht, Essen

Wir haben die Wahl

Am 18. September findet eine vorgezogene Wahl zum Deutschen Bundestag statt. Was haben
die künftigen Volksvertreter behinderten Menschen zu sagen? Wir machten einen Streifzug
durch die Internetportale der Parteien, die voraussichtlich im neuen Parlament vertreten sein
werden. Fast alle Parteien sprechen Behinderung bzw. Behinderte an. Da jedoch Behinderung
ein politisches Querschnittthema ist, wurde in diesem Fall auch unter den allgemeinen Begrif-
fen nachgeschaut, bei denen Positionen deutlich werden, die uns interessieren könnten. Die
Statements sind sicher kommentierungsbedürftig. Eine angemessene Würdigung würde den
Rahmen des newsletters aber sprengen. So überlassen wir es der geneigten Leserschaft sich ein
eigenes Urteil der sicher unvollständigen Zusammenstellung zu machen.

Volker van der Locht

CDU

(zum Thema “Pflege“)
“Die Pflegeversicherung muss wieder eine ver-
lässliche und bezahlbare Absicherung des Pflege-
risikos bieten. Wir werden die Pflegeversicherung
weiterentwickeln und mit der Einführung einer
Kapitaldeckung beginnen. Pflegebedürftige Men-
schen sollen so lange wie möglich in ihrer ver-
trauten Umgebung leben können. Deshalb soll die
häusliche Pflege Vorrang vor der stationären Pfle-
ge haben.“

CSU

Die CSU weiß sich den Schwachen, Behinderten,
Pflegebedürftigen, Kranken, sozial Benachteiligten
sowie Kriegsopfern besonders verpflichtet. Das Leit-
bild unserer Sozialpolitik orientiert sich am selbst-
verantwortlichen Bürger. Im Mittelpunkt steht der
Mensch mit Rechten und Pflichten.

“Wir werden auch in unseren Anstrengungen nicht
nachlassen, Behinderte in die Gesellschaft voll
einzugliedern. Behinderte dürfen nicht diskrimi-
niert oder vom gesellschaftlichen Leben ausge-
schlossen werden. Wer behindert ist oder wem eine
Behinderung droht, muss unabhängig von der Ur-
sache der Behinderung notwendige Leistungen zur
medizinischen, beruflichen und sozialen Rehabi-
litation erhalten. Ebenso wichtig ist der Abbau
von Vorurteilen gegenüber Behinderten.“

SPD

“Ausbildung und Arbeit zu haben, ist eine wich-
tige Voraussetzung, damit behinderte Menschen
selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teil-
haben können.
Deshalb werden wir weiterhin der Sicherung und
Schaffung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen
für behinderte und schwerbehinderte Menschen
einen hohen Stellenwert einräumen.“
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FDP

Mehr FDP − Mehr Freiheit
“Wer Gesetze befolgen soll, muss diese Gesetze
verstehen. Staatliches Handeln muss deshalb wie-
der transparent und nachvollziehbar werden. Wir
wollen mehr Freiheit für den Bürger statt immer
mehr bürokratischer Regelungswut. Niemand
darf diskriminiert werden. Der Einsatz gegen
Diskriminierung ist unverzichtbarer Bestandteil
unserer Bürgerrechtspolitik. Deshalb treten wir
mit Nachdruck dafür ein, dass in einer aufgeklär-
ten Gesellschaft niemand wegen seiner Rasse, sei-
nes Geschlechts, seiner Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, seines Alters oder
seiner sexuellen Identität Nachteile erdulden
muss.“

Bündnis 90/Die Grünen

“Teilhabe und Selbstbestimmung für Menschen
mit Behinderungen weiter ausbauen
Die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit
körperlichen, geistigen und seelischen Beeinträch-
tigungen am Leben in der Gemeinschaft, ihr Recht
auf Selbstbestimmung in allen Lebensbereichen
und der Zugang zum Arbeitsmarkt sind Ziele un-
serer Politik. Um den Zugang zum Arbeitsmarkt
zu ermöglichen, brauchen wir wirksame Instru-
mente zur Berufsbildung und beruflichen Einglie-
derung für behinderte Menschen. Gleichzeitig
wollen wir die Barrieren in den Köpfen der Ar-
beitgeber und Arbeitgeberinnen weiter abbauen:
Menschen mit Behinderungen sind leistungsfähig
und motiviert. Sie benötigen lediglich ein Arbeits-
umfeld, das ihren besonderen Ansprüchen ent-
spricht. Hierzu werden wir die Entwicklung
barrierefreier Kommunikationstechnologien wei-
ter fördern. Mit dem Persönlichen Budget haben
wir die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass
Behinderte selbstbestimmt in ihren eigenen vier
Wänden leben können. Sie selbst entscheiden, in
welcher Form sie sich Hilfe und Unterstützung
organisieren. Dabei müssen die ambulanten An-
gebote gegenüber den stationären deutlichen Vor-
rang haben. Diesen Weg werden wir weitergehen.
Wir wollen alle Leistungen für Menschen mit Be-
hinderungen in einem Teilhabeleistungsgesetz
bündeln. Leistungen für Menschen mit Behinde-
rungen dürfen nicht von der Finanzlage der öf-
fentlichen Haushalte abhängig gemacht werden.
Ihre individuellen Bedürfnisse müssen berück-
sichtigt werden.

Die Linkspartei.PDS

(zum Thema “Bioethik/Biomedizin“)
Die Bundesregierung hat die Förderung der Biotech-
nologie zu einem ihrer Schwerpunkte gemacht. Jähr-
lich werden dafür mehr als eine Milliarde Euro aus-
gegeben. (…)
Die Linkspartei.PDS tritt für die Freiheit der For-
schung in gesellschaftlicher Verantwortung und die
allgemeine Verfügbarkeit ihrer Grundlagen-
ergebnisse ein. Das heißt auch, dass es Grenzen für
die Forschung geben kann, zum Beispiel beim Klo-
nen von Menschen. Das menschliche Genom darf
nicht patentiert, der Mensch nicht Objekt kommer-
zieller Interessen werden.
Wichtig für Die Linkspartei.PDS ist einerseits der
legitime Wunsch der Menschen nach Gesundheit und
andererseits der Wunsch von Menschen mit Behin-
derungen, vollständig anerkannt zu werden. Die
widerstreitenden Interessen zwischen Menschenwür-
de und Gesundheit, Patienten- und Ver-
braucherschutz sowie Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft müssen in einem gemeinsamen gesell-
schaftlichen Dialog erörtert werden.
Unabdingbar für Die Linkspartei.PDS ist die Wah-
rung der Menschenwürde. Das Interesse der For-
schung an embryonalen Stammzellen und der Zu-
griff auf die weibliche Reproduktionsfähigkeit dür-
fen nicht über die Menschenwürde und das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen gestellt werden.“
Diskutiert wird auch in der Linkspartei.PDS darüber,
ob beim geltenden Stammzell- und Embry-
onenschutzgesetz Veränderungsbedarf besteht. Ei-
nigkeit besteht darin, dass der Wissenschaft in
ethisch und rechtlich unbedenklicheren Bereichen
– wie der Forschung mit adulten („erwachsenen“)
und aus Nabelschnurblut gewonnenen Stammzellen
– Vorrang eingeräumt werden und weltweit das the-
rapeutische Klonen verboten werden soll. Ob es er-
laubt sein soll, Embryonen im Reagenzglas mittels
der Präimplantationsdiagnostik (PID) auf genetische
Schäden zu untersuchen, um die „defekten“ auszu-
sortieren, ist ebenfalls umstritten. Anzustreben ist
ein einheitliches Fortpflanzungsmedizingesetz, in
dem die Anwendung von Pränataldiagnostik und PID
sowie Methoden der assistierten Reproduktion ge-
regelt werden.
Die Diskriminierung von Menschen wegen ihrer
genetischen Disposition muss verboten werden. Die
Linkspartei.PDS lehnt verpflichtende Gentests ab.
Es muss verhindert werden, dass Menschen im Er-
werbsleben sowie bei Versicherungen aufgrund ih-
rer genetischen Disposition benachteiligt werden.
Die Linkspartei.PDS wird sich kommenden Bundes-
tag für ein Gendiagnostikgesetz einsetzen.
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In den Zeiten des politischen Umschwungs kündigt sich
auch in der Behindertenpolitik des Bundes Verände-
rung an. Der momentane Behindertenbeauftragte der
Bundesregierung Karl Hermann Haack wird nicht mehr
für den Bundestag und somit auch nicht mehr für das
Amt des Behindertenbeauftragten kandidieren.
Die Beurteilung seiner Arbeit ist eindeutig: die Belan-
ge  Behinderter wurden stärker in der Regierung wahr-
genommen. Diese positive Bilanz darf allerdings nicht
darüber hinwegtäuschen, dass sie vor allem auch da-
durch entsteht, dass sie an der Arbeit des Vorgängers,
dem CSU-Politiker Otto Regenspurger, gemessen wird.
Unter dem Gesichtpunkt funktionierender Lobbypolitik
betrachtet, grenzte Regenspurgers Verhalten an Arbeits-
verweigerung. Diesen Vorwurf muss Haack sich nicht
gefallen lassen.
Trotzdem: Wichtige Probleme in der Behindertenpolitik
wurden nicht gelöst oder gar nicht erst bearbeitet. So
bleibt zum Beispiel der Kostenvorbehalt in der Pflege
erhalten, wonach Betroffene gegen ihren Willen in eine
Einrichtung eingewiesen werden können, wenn die
ambulante Pflege angeblich zu teuer ist. Am Wesent-
lichsten ist jedoch die Tatsache, dass das Antidiskrimi-
nierungsgesetz trotz des ständig beschworenen Para-
digmenwechsels nicht durchgesetzt werden konnte.

Wie notwendig eine solche Regelung allerdings ist,
zeigt sich am Beispiel der vor kurzen bekannt gewor-
denen Musterentwurf der neuen Bäderordnung: Auch
hier scheinen auf den ersten Blick die Zeichen auf Ver-
änderung zu stehen. Die Situation Behinderter soll dar-
in stärker berücksichtigt werden als bisher. Zeigt der
Paradigmenwechsel der Bundesregierung nun auch bei
öffentlichen Einrichtungen Wirkung? − Wohl kaum.
Wenn nämlich ein „B“ im Behindertenausweis des Bad-
benutzers eingetragen ist, so soll dieser zukünftig nur
mit einer Begleitperson das Schwimmbad betreten dür-
fen. Ob und in wie weit eine Begleitperson notwendig
ist, soll dann von dem offensichtlich fachkundigen Kas-
senpersonal entschieden werden. Dieser Rückfall in
die Urzeiten der Bevormundung Behinderter ist für sich
betrachtet erschreckend. Erstaunlich ist in diesem Zu-
sammenhang allerdings, dass sich der Bundesverband
öffentlicher Bäder ausdrücklich bei Karl Hermann
Haack für seine Mitarbeit bedankt. Leider findet sich
kein Hinweis darauf, wie trotz dieser Interessenvertre-
tung ein solch diskriminierendes Dokument entstehen
konnte. So wird der Nachfolger im Amt des Behinder-
tenbeauftragten vor allem daran gemessen werden, in
wie weit er die ihm anvertrauten Interessen vertritt. Dies
kann mit Spannung und Skepsis erwartet werden.    n

Christian Winter, Heidelberg

Besser ist nicht gut genug
Der Behindertenbeauftragte der Bundesregierung Karl Hermann Haack

steht in Zukunft für sein Amt nicht mehr zur Verfügung

Bezugnehmend auf die Jahreskampagne 2004/2005 des
Forums selbstbestimmter Assistenz behinderter Men-
schen (ForseA) e. V. „Marsch aus den Institutionen –
Reißt die Mauern nieder!“ hatte ich im newsletter
Behindertenpolitik Nr. 17 [September 2004] darüber
informiert, dass die Zahl der Heimplätze in den 1990er-
Jahren um ca. 55% gestiegen ist.
In diesem Zusammenhang bin ich über zwei Artikel in
der Pflege-Fachzeitung „CAREkonkret“ erschrocken:
Zum einen wird es in der Ausgabe vom 25.2.2005 un-
ter der Überschrift „Premiere im Norden: Pflegestati-
on für junge Schwerkranke“ als Errungenschaft ver-
kauft, dass es in der neurologischen Rehaklinik für
Kinder und Jugendliche in Geesthacht (bei Hamburg)
jetzt eine Pflegeeinrichtung gibt, in der „junge Patien-
ten altersgerecht versorgt werden können“. „Junge
Menschen gehören nicht in Seniorenheime, wenn sie
pflegebedürftig sind“, wird der ärztliche Direktor des
Krankenhauses, Achim Nolte, zitiert. Auf den Gedan-

ken, dass die Alternative dafür nicht ein Heim für jun-
ge Menschen, sondern die ambulante Versorgung ist,
kam bzw. kommt er anscheinend leider nicht. ...
In der gleichen Zeitschrift wurde am 10.06.2005 dar-
über berichtet, dass zwei Studentinnen aus dem Inter-
nationalen Studiengang Pflege- und Gesundheitsmana-
gement im Rahmen eines Ideenwettbewerbs an der
Universität Bremen für ihren Konzeptvorschlag einer
„LebensWeGe“ für behinderte Menschen ausgezeich-
net wurden. Trotz der Beteuerung der beiden Studen-
tinnen, es solle nicht darum gehen, eine Art Heim zu
gründen, muss ich auf Grund deren nähere Erläuterung
des Konzeptes schließen, dass es sich dabei doch um
eine Art Kleinstheim – oder zumindest ein FOKUS-
Wohnprojekt – handelt, was die beiden im Sinn haben.
Wie war noch gleich das Motto des Europäischen Jah-
res der Menschen mit Behinderung? – Nichts über uns
ohne uns!                                                                    n

Martin Seidler, Berlin

„Rein in die Institutionen“ statt „Raus aus den Institutionen“?
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Zu den wichtigsten Aufgaben des Pflegepersonals
gehört es, in Zusammenarbeit mit den behandeln-
den Ärzten das Leben und die Unversehrtheit der
ihnen anvertrauten Patienten zu gewährleisten. Die-
ser selbstverständliche Satz könnte bald der Vergan-
genheit angehören, wenn ein Urteil des Bundesge-
richtshofs vom 8. Juni diesen Jahres unwiderspro-
chen bleibt.
Ob ein nichteinwilligungsfähiger Patient, der sich
zum Beispiel im Wachkoma befindet, künstlich er-
nährt wird, sollen nach der Vorstellung des ober-
sten Gerichts in Zukunft ausschließlich der behan-
delnde Arzt und der zuständige Betreuer entschei-
den. Dass außer den genannten Entscheidungsträ-
gern niemandem sonst ein Beurteilungsspielraum zu-
stehen soll, hat durchaus Methode. Denn, so heißt
es in der Begründung der Entscheidung weiter, die
Gewissensfreiheit der Pflegekräfte rechtfertige es
nicht, dass die künstliche Ernährung des betroffe-
nen Patienten weiterhin durchgeführt wird. Im Klar-
text bedeutet dies: Wenn Betreuer und Arzt beschlie-
ßen, dass die künstliche Ernährung beendet werden
soll, dann müssen die Pflegekräfte dem Folge lei-
sten − ganz unabhängig davon, ob die eigene Be-
rufserfahrung oder Einstellung dem widerspricht.
Der Verzicht auf die Einschätzung derjenigen, die
am stärksten mit dem Patienten konfrontiert sind,
hat vor allem politische Gründe: Schon 1994 und
1998 wurde unter anderem versucht, das Leben von
Komapatienten durch Nahrungsmittelentzug zu be-
enden. In beiden Fällen scheiterte dies allerdings am
Widerstand des Pflegepersonals. Teilweise unter-
stützt wurde diese Haltung von den beiden Vor-
instanzen, dem Landgericht Traunstein und dem
Oberlandesgericht München. Nach der dort vertre-
tenen Ansicht könnten die Pflegekräfte jedoch nicht
gezwungen werden die Tötungshandlung durchzu-
führen. Der XII. Senat des obersten Gerichtshofs
sieht dies allerdings anders. Nach dessen Entschei-
dung soll allein der in der Patientenverfügung geäu-
ßerte oder von Arzt und Betreuer festgestellte ver-
meintliche mutmaßliche Wille entscheidend sein.
Aus der Sicht des urteilenden Senats war diese Hal-
tung nur konsequent, hat er doch schon im März
2003 festgelegt, dass Patientenverfügungen bzw. der
mutmaßliche Wille verbindlich sind.
Auch außerhalb des Gerichtssaals verdeutlicht die
Vorsitzende des XII. Senats Dr. Meo-Micaela Hahne
ihr Engagement für eine Liberalisierung der Sterbe-
hilfe. In einem Interview in der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung, brachte sie zum Ausdruck, dass

man sich bezüglich der Sterbehilfe mit den Erfah-
rungen aus Holland und Belgien auseinander setzen
müsse. In diesem Zusammenhang erklärt sich auch
die Position des Betreuers bzw. des Arztes. Vorge-
schlagen wurde diese Vorgehensweise vom ehema-
ligen Richter Klaus Kutzer − auch er ist ein Ver-
fechter der Legalisierung  der Sterbehilfe. Im der
Rahmen der von der Bundesjustizministerin Brigit-
te Zypries  einberufenen Arbeitsgruppe „Autonomie
am Lebensende“, die einen Gesetzentwurf zur Le-
galisierung von Patientenverfügungen vorlegte, ver-
suchte deren Vorsitzender Kutzer, durch diese Kon-
struktion die notwendige Überprüfung einer lebens-
beendenden Maßnahme durch das Vormundschafts-
gericht außer Kraft zu setzen. Der Gesetzentwurf
konnte sich nicht durchsetzen, trotzdem oder gera-
de deshalb wurden grundlegende Gedanken in die
Entscheidung des Bundesgerichtshofs übernommen.
Die Intention dieser Vorgehensweise wird deutlich:
Ist die Tötung eines Menschen erst einmal beschlos-
sen, so sollen sich weder Richter oder Pfleger dem
entgegen stellen können. Für das Pflegepersonal ist
diese Entscheidung allerdings von frapierenter Be-
deutung. Ihnen wird abgesprochen, was jedem Zi-
vildienstleistenden offen steht: das Recht auf eine
eigene Gewissensentscheidung.                                        n
 

Christian Winter, Heidelberg

Von der Fürsorgepflicht zur Tötungspflicht?
Der Bundesgerichtshof stärkt die Entscheidungsbefugnis von Arzt und Betreuer




